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Vorbemerkungen 

Gerne möchten wir zu dem vom BMAS veröffentlichten Referentenentwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes Stellung nehmen. 
Leider wurden wir – trotz wiederkehrenden Kontakts in der Sache mit dem BMAS – 
weder über das genannte Vorhaben informiert, noch wurde uns direkt die Möglichkeit 
einer Stellungnahme gegeben. Zudem möchten wir hervorheben, dass die nunmehr 
gestellte Konsultationsfrist von wenigen Stunden bei weitem nicht ausreichend ist, um ein 
differenziertes Meinungsbild in unserer Mitgliedschaft einzuholen.  

Ausweislich des Referentenentwurfes werden die geplanten Änderungen Einsparungen in 
niedrigstelliger Millionenhöhe bewirken. Die Regelungen des LkSG haben hingegen das 
Potenzial, erheblich höhere Einsparungen zu ermöglichen. Es ist daher mehr als 
verwunderlich, dass das BMAS einen Ansatz gewählt hat, der die administrativen Kosten 
mit Blick auf die geplante weiterhin bestehende Sorgfaltspflicht außer Acht lässt und die 
Belange der von den Regelungen indirekt betroffenen Unternehmen völlig ignoriert.  

Wir weisen daher erneut darauf hin, dass insbesondere mittelständische Unternehmen 
die Hauptlast hinsichtlich der nach dem LkSG erforderlichen Bereitstellung relevanter 
Informationen tragen. Hier müssten die eigentlichen Entlastungen erfolgen. Dass dieser 
Schritt notwendig ist, um die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands, aber auch Europas zu 
stärken, zeigen dann auch die Ansätze der europäischen Gesetzgeber, im Rahmen der 
Omnibus-I-Verordnung weitere Erleichterungen für Unternehmen zu gewährleisten.  

Die Bundesregierung hat in ihrem Sofortprogramm, aber auch im Rahmen des 
Koalitionsvertrages in Aussicht gestellt, das LkSG insgesamt abzuschaffen und die 
Europäische Lieferkettenrichtlinie bürokratiearm und vollzugsfreundlich umzusetzen.  

Leider finden sich diese Versprechen nicht in dem nunmehr vorliegenden 
Gesetzesentwurf wieder. Die durch die Stop-the-Clock-Initiative gewonnene Zeit sollte 
genutzt werden, um funktionierende Regeln zum Schutz von Menschenrechten zu 
realisieren. Der Ansatz des BMAS lässt diesen Willen nicht erkennen und belastet 
deutsche, aber auch europäische Unternehmen unverhältnismäßig.  
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Aus diesem Grund plädieren wir weiterhin für eine vollständige Abschaffung des LkSG.  

Zu den einzelnen Vorschlägen des BMAS nehmen wir wie folgt Stellung:  

 

Zu § 10: Wegfall der Berichtspflicht  

Wie bereits eingangs dargestellt, ist die im Gesetzesentwurf vorgesehene Streichung der 
Berichtspflicht nicht ausreichend, um eine wirkliche Entlastung für deutsche Unternehmen 
zu gewährleisten. Dieser Ansatz widerspricht klar den Vereinbarungen des 
Koalitionsvertrags.  

Hintergrund der Überlegungen der Bundesregierung zur Abschaffung des LkSG war die 
Feststellung, dass deutsche Unternehmen gegenüber den europäischen Partnern nicht 
benachteiligt werden sollten. Mit der Richtlinie (EU) 2025/794 zur Änderung der Richtlinie 
(EU) 2022/2464 und (EU) 2024/1760 bezüglich der Daten, ab denen die Mitgliedstaaten 
bestimmte Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung und die 
Sorgfaltspflichten von Unternehmen erfüllen müssen, werden die meisten Unternehmen in 
Europa erst ab Juni 2027 von den Pflichten der Europäischen Lieferkettenrichtlinie 
betroffen sein. Die Richtlinie unterscheidet hingegen nicht zwischen der Erfüllung von 
Sorgfaltspflichten und der Erstellung eines Berichtes.  

Die nunmehr vom BMAS vorgestellten Änderungen sehen hingegen vor, dass die vom 
LkSG betroffenen Unternehmen weiterhin eine Sorgfaltspflicht erfüllen müssen. Die damit 
verbundenen Dokumentationspflichten sollen explizit im vorgeschlagenen Text des LkSG 
beibehalten werden. Dieser Ansatz berücksichtigt nicht, dass die Hauptlast der LkSG-
Pflichten eben aus dem Aufbau eines Risiko-Managements-Systems bestand; Die 
Sammlung relevanter Informationen sowie deren Auswertung und Verbindung mit 
Folgemaßnahmen machen den Großteil der Belastungen des LkSG aus.  

Auch mittelständische Betriebe sind von diesen Pflichten indirekt betroffen. Als Zulieferer 
oder Dienstleister sind Mittelständler oftmals direkte Geschäftskontakte der von den 
Sorgfalts- und Berichtspflichten erfassten Unternehmen. Es sind daher vor allem 
mittelständische Betriebe, die vom Gros der relevanten Informationsbeschaffung und 
hierzu verstärkt in Form von vertraglichen Vereinbarungen oder Ausschreibungskriterien 
betroffen sind.  

Mittelständische Betriebe werden daher auch weiterhin den Informationsersuchen größerer 
Betriebe ausgesetzt sein. Gerade dieser Missstand wird aktuell im Rahmen der 
Verhandlungen über die Omnibus-I-Initiative zur Änderung der Europäischen 
Lieferkettenrichtlinie sowie der Richtlinie über die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
behoben. Dieser Ansatz der europäischen Gesetzgeber trägt der Tatsache Rechnung, dass 
eine gerechte Teilung der Pflichten entlang der Wertschöpfungsketten nur mit einer klaren 
gesetzlichen Regelung begegnet werden kann. Mit der vom BMAS vorgeschlagenen 
Beibehaltung der Sorgfaltspflicht werden hingegen mittelständische Unternehmen 
weiterhin einer Überforderungssituation ausgesetzt, die bereits heute zu erheblichen 
Wettbewerbsnachteilen führt. Mit Blick auf die europäischen Beschaffungswege sind 
davon auch mittelständische Betriebe aus dem europäischen Binnenmarkt betroffen. Es 
bleibt unverständlich, aus welchem Grund das BMAS eine Abschaffung des LkSG 
insgesamt ablehnt.  
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Zu § 24: Sanktionierung einer fehlenden Sorgfaltspflicht  

Zu unserem Unverständnis beharrt das BMAS auf einer Sanktionierung bei fehlender 
Erfüllung einer Sorgfaltspflicht. Die Beschränkung der Bußgeldtatbestände auf eine 
fehlende Ergreifung von Präventions- oder Abhilfemaßnahmen, fehlende Erstellung eines 
Konzepts oder die fehlende Einrichtung eines Beschwerdeverfahrens lässt keinen Willen 
erkennen, deutsche Unternehmen von bürokratischen Pflichten zu entlasten. Denn: Alle 
Maßnahmen setzen weiterhin die Einrichtung eines Informationssystems voraus – mit allen 
für die gesamte Wertschöpfungskette genannten Konsequenzen. Das BMAS verkennt 
zudem die Präjudizwirkung, die solche ordnungsrechtlichen Verfahren mit Blick auf 
zivilrechtliche Klagen auf Schadensersatz haben können. Eine wirkliche Entlastung kann 
durch eine derartige Regelung mithin nicht bewirkt werden.  

 

 

 

 

 
 

DER MITTELSTANDSVERBUND – ZGV e.V. vertritt als Spitzenverband der deutschen 
Wirtschaft in Berlin und Brüssel die Interessen von ca. 230.000 mittelständischen 
Unternehmen, die in rund 300 Verbundgruppen organisiert sind. Die kooperierenden 
Mittelständler erwirtschaften mit 2,36 Mio. Vollzeitbeschäftigten einen Umsatz von etwa 
506 Mrd. Euro (rund 12 Prozent des BIP) und bieten über 400.000 Ausbildungsplätze. 
Einzelne Verbundgruppen treten unter einer Marke auf, z.B. EDEKA, REWE, 
INTERSPORT, EP: ElectronicPartner, expert und BÄKO. Alle fördern ihre Mitglieder durch 
eine Vielzahl von Angeboten wie etwa Einkaufsverhandlungen, Logistik, IT, 
Finanzdienstleistungen, Beratung, Marketing, Ladeneinrichtung und Trendforschung. 

 


